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Text 

c) Berücksichtigung des Willens und der Bedürfnisse der behinderten Person; 

§ 281. (1) Der Sachwalter hat danach zu trachten, dass die behinderte Person im Rahmen ihrer 
Fähigkeiten und Möglichkeiten ihre Lebensverhältnisse nach ihren Wünschen und Vorstellungen 
gestalten kann. 

(2) Die behinderte Person hat das Recht, von beabsichtigten, ihre Person oder ihr Vermögen 
betreffenden wichtigen Maßnahmen vom Sachwalter rechtzeitig verständigt zu werden und sich hiezu, 
wie auch zu anderen Maßnahmen, in angemessener Frist zu äußern; diese Äußerung ist zu 
berücksichtigen, wenn der darin ausgedrückte Wunsch dem Wohl der behinderten Person nicht weniger 
entspricht. 

(3) Ist der Sachwalter mit der Verwaltung des Vermögens oder des Einkommens der behinderten 
Person betraut, so hat er diese vorrangig zur Deckung der den persönlichen Lebensverhältnissen 
entsprechenden Bedürfnisse der behinderten Person zu verwenden. 

(4) Ist das Wohl der behinderten Person gefährdet, so hat das Gericht jederzeit, von wem immer es 
angerufen wird, die zur Sicherung ihres Wohles nötigen Verfügungen zu treffen. 

Anmerkung 

ÜR: Art. X §§ 2 und 4, BGBl. I Nr. 92/2006 
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